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9. Gesetz über das Bundesverfassungsgericht
(Bundesverfassungsgerichtsgesetz – BVerfGG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 19931)

(BGBl. I S. 1473)
FNA 1104-1

zuletzt geänd. durch Art. 4 G zur Umsetzung der RL (EU) 2016/680 im Strafverfahren sowie zur
Anpassung datenschutzrechtl. Bestimmungen an die VO (EU) 2016/679 v. 20.11.2019 (BGBl. I

S. 1724)

I. Teil. Verfassung und Zuständigkeit des
Bundesverfassungsgerichts

§ 1 [Stellung und Sitz des Gerichts] (1) Das Bundesverfassungsgericht ist
ein allen übrigen Verfassungsorganen gegenüber selbständiger und unabhängi-
ger Gerichtshof des Bundes.

(2) Der Sitz des Bundesverfassungsgerichts ist Karlsruhe.
(3) Das Bundesverfassungsgericht gibt sich eine Geschäftsordnung, die das

Plenum beschließt.

§ 2 [Senate] (1) Das Bundesverfassungsgericht besteht aus zwei Senaten.
(2) In jeden Senat werden acht Richter gewählt.
(3) 1Drei Richter jedes Senats werden aus der Zahl der Richter an den

obersten Gerichtshöfen des Bundes gewählt. 2Gewählt werden sollen nur
Richter, die wenigstens drei Jahre an einem obersten Gerichtshof des Bundes
tätig gewesen sind.

§ 3 [Qualifikation für das Richteramt] (1) Die Richter müssen das 40. Le-
bensjahr vollendet haben, zum Bundestag wählbar sein und sich schriftlich
bereit erklärt haben, Mitglied des Bundesverfassungsgerichts zu werden.

(2) Sie müssen die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Rich-
tergesetz besitzen oder bis zum 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des
Einigungsvertrages genannten Gebiet die Befähigung als Diplomjurist erwor-
ben haben und nach Maßgabe des Einigungsvertrages einen gesetzlich geregel-
ten juristischen Beruf aufnehmen dürfen.

(3) 1 Sie können weder dem Bundestag, dem Bundesrat, der Bundesregie-
rung noch den entsprechenden Organen eines Landes angehören. 2Mit ihrer
Ernennung scheiden sie aus solchen Organen aus.

(4) 1Mit der richterlichen Tätigkeit ist eine andere berufliche Tätigkeit als
die eines Lehrers des Rechts an einer deutschen Hochschule unvereinbar. 2Die
Tätigkeit als Richter des Bundesverfassungsgerichts geht der Tätigkeit als
Hochschullehrer vor.

§ 4 [Amtszeit] (1) Die Amtszeit der Richter dauert zwölf Jahre, längstens bis
zur Altersgrenze.

1) Neubekanntmachung des BVerfGG idF der Bek. v. 12.12.1985 (BGBl. I S. 2229) in der ab 11.8.
1993 geltenden Fassung.
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(2) Eine anschließende oder spätere Wiederwahl der Richter ist ausgeschlos-
sen.

(3) Altersgrenze ist das Ende des Monats, in dem der Richter das 68. Lebens-
jahr vollendet.

(4) Nach Ablauf der Amtszeit führen die Richter ihre Amtsgeschäfte bis zur
Ernennung des Nachfolgers fort.

§ 5 [Wahlorgane] (1) 1Die Richter jedes Senats werden je zur Hälfte vom
Bundestag und vom Bundesrat gewählt. 2Von den aus der Zahl der Richter an
den obersten Gerichtshöfen des Bundes zu berufenden Richtern werden einer
von dem einen, zwei von dem anderen Wahlorgan, von den übrigen Richtern
drei von dem einen, zwei von dem anderen Wahlorgan in die Senate gewählt.

(2) Die Richter werden frühestens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit
ihrer Vorgänger oder, wenn der Bundestag in dieser Zeit aufgelöst ist, innerhalb
eines Monats nach dem ersten Zusammentritt des Bundestages gewählt.

(3) Scheidet ein Richter vorzeitig aus, so wird der Nachfolger innerhalb
eines Monats von demselben Bundesorgan gewählt, das den ausgeschiedenen
Richter gewählt hat.

§ 6 [Wahlverfahren im Bundestag] (1) 1Die vom Bundestag zu berufenden
Richter werden auf Vorschlag des Wahlausschusses nach Absatz 2 ohne Aus-
sprache mit verdeckten Stimmzetteln gewählt. 2Zum Richter ist gewählt, wer
eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, mindestens die
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des Bundestages auf sich vereinigt.

(2) 1Der Bundestag wählt nach den Regeln der Verhältniswahl einen Wahl-
ausschuß für die Richter des Bundesverfassungsgerichts, der aus zwölf Mitglie-
dern des Bundestages besteht. 2 Jede Fraktion kann einen Vorschlag einbringen.
3Aus den Summen der für jeden Vorschlag abgegebenen Stimmen wird nach
dem Höchstzahlverfahren (d'Hondt) die Zahl der auf jeden Vorschlag gewähl-
ten Mitglieder errechnet. 4Gewählt sind die Mitglieder in der Reihenfolge, in
der ihr Name auf dem Vorschlag erscheint. 5 Scheidet ein Mitglied des Wahl-
ausschusses aus oder ist es verhindert, so wird es durch das nächste auf der
gleichen Liste vorgeschlagene Mitglied ersetzt.

(3) Das älteste Mitglied des Wahlausschusses beruft die Mitglieder des Wahl-
ausschusses unverzüglich unter Einhaltung einer Ladungsfrist von einer Woche
ein und leitet die Sitzung, die fortgesetzt wird, bis Vorschläge über alle zu
wählenden Richter beschlossen sind.

(4) Die Mitglieder des Wahlausschusses sind zur Verschwiegenheit über die
ihnen durch ihre Tätigkeit im Wahlausschuß bekanntgewordenen persönlichen
Verhältnisse der Bewerber sowie über die hierzu im Wahlausschuß gepflogenen
Erörterungen und über die Abstimmung verpflichtet.

(5) Ein Wahlvorschlag wird mit mindestens acht Stimmen der Mitglieder des
Wahlausschusses beschlossen.

§ 7 [Wahlverfahren im Bundesrat] Die vom Bundesrat zu berufenden
Richter werden mit zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates gewählt.

§ 7a [Wahlverfahren in besonderen Fällen] (1) Kommt innerhalb von
zwei Monaten nach dem Ablauf der Amtszeit oder dem vorzeitigen Ausschei-
den eines Richters die Wahl eines Nachfolgers auf Grund der Vorschriften des

9 BVerfGG §§ 5–7a Gesetz über das Bundesverfassungsgericht
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§ 6 nicht zustande, so hat das älteste Mitglied des Wahlausschusses unverzüglich
das Bundesverfassungsgericht aufzufordern, Vorschläge für die Wahl zu ma-
chen.

(2) 1Das Plenum des Bundesverfassungsgerichts beschließt mit einfacher
Mehrheit, wer zur Wahl als Richter vorgeschlagen wird. 2 Ist nur ein Richter
zu wählen, so hat das Bundesverfassungsgericht drei Personen vorzuschlagen;
sind gleichzeitig mehrere Richter zu wählen, so hat das Bundesverfassungs-
gericht doppelt so viele Personen vorzuschlagen, als Richter zu wählen sind.
3 § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

(3) Ist der Richter vom Bundesrat zu wählen, so gelten die Absätze 1 und 2
mit der Maßgabe, daß an die Stelle des ältesten Mitglieds des Wahlausschusses
der Präsident des Bundesrates oder sein Stellvertreter tritt.

(4) Das Recht des Wahlorgans, einen nicht vom Bundesverfassungsgericht
Vorgeschlagenen zu wählen, bleibt unberührt.

§ 8 [Vorschlagslisten] (1) Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
baucherschutz stellt eine Liste aller Bundesrichter auf, die die Voraussetzungen
des § 3 Abs. 1 und 2 erfüllen.

(2) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbaucherschutz führt eine
weitere Liste, in die alle Personen aufzunehmen sind, die von einer Fraktion
des Bundestages, der Bundesregierung oder einer Landesregierung für das Amt
eines Richters am Bundesverfassungsgericht vorgeschlagen werden und die die
Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 und 2 erfüllen.

(3) Die Listen sind laufend zu ergänzen und spätestens eine Woche vor einer
Wahl den Präsidenten des Bundestages und des Bundesrates zuzuleiten.

§ 9 [Wahl des Präsidenten und seines Stellvertreters] (1) 1Bundestag und
Bundesrat wählen im Wechsel den Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts
und den Vizepräsidenten. 2Der Vizepräsident ist aus dem Senat zu wählen,
dem der Präsident nicht angehört.

(2) Bei der ersten Wahl wählt der Bundestag den Präsidenten, der Bundesrat
den Vizepräsidenten.

(3) Die Vorschriften der §§ 6 und 7 gelten entsprechend.

§ 10 [Ernennung des Gewählten] Der Bundespräsident ernennt die Ge-
wählten.

§ 11 [Vereidigung der Richter] (1) 1Die Richter des Bundesverfassungs-
gerichts leisten bei Antritt ihres Amtes vor dem Bundespräsidenten folgenden
Eid:
„Ich schwöre, daß ich als gerechter Richter allezeit das Grundgesetz1) der
Bundesrepublik Deutschland getreulich wahren und meine richterlichen
Pflichten gegenüber jedermann gewissenhaft erfüllen werde. So wahr mir Gott
helfe.“
2Wird der Eid durch eine Richterin geleistet, so treten an die Stelle der Worte
„als gerechter Richter“ die Worte „als gerechte Richterin“.

1) Nr. 1.

Gesetz über das Bundesverfassungsgericht §§ 8–11 BVerfGG 9



142

(2) Bekennt sich der Richter zu einer Religionsgemeinschaft, deren Ange-
hörigen das Gesetz die Verwendung einer anderen Beteuerungsformel gestattet,
so kann er diese gebrauchen.

(3) Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerungsformel geleistet werden.

§ 12 [Recht auf jederzeitige Entlassung] 1Die Richter des Bundesverfas-
sungsgerichts können jederzeit ihre Entlassung aus dem Amt beantragen. 2Der
Bundespräsident hat die Entlassung auszusprechen.

§ 13 [Zuständigkeit des Gerichts] Das Bundesverfassungsgericht entschei-
det
1. über die Verwirkung von Grundrechten (Artikel 18 des Grundgesetzes1)),
2. über die Verfassungswidrigkeit von Parteien (Artikel 21 Abs. 2 des Grund-

gesetzes),
2a. über den Ausschluss von Parteien von staatlicher Finanzierung (Artikel 21

Absatz 3 des Grundgesetzes),
3. über Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundestages, die die Gültig-

keit einer Wahl oder den Erwerb oder Verlust der Mitgliedschaft eines
Abgeordneten beim Bundestag betreffen (Artikel 41 Abs. 2 des Grund-
gesetzes),

3a. über Beschwerden von Vereinigungen gegen ihre Nichtanerkennung als
Partei für die Wahl zum Bundestag (Artikel 93 Absatz 1 Nummer 4c des
Grundgesetzes),

4. über Anklagen des Bundestages oder des Bundesrates gegen den Bundes-
präsidenten (Artikel 61 des Grundgesetzes),

5. über die Auslegung des Grundgesetzes aus Anlaß von Streitigkeiten über
den Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten Bundesorgans oder
anderer Beteiligter, die durch das Grundgesetz oder in der Geschäftsord-
nung eines obersten Bundesorgans mit eigenen Rechten ausgestattet sind
(Artikel 93 Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes),

6. bei Meinungsverschiedenheiten oder Zweifeln über die förmliche oder
sachliche Vereinbarkeit von Bundesrecht oder Landesrecht mit dem
Grundgesetz oder die Vereinbarkeit von Landesrecht mit sonstigem Bun-
desrecht auf Antrag der Bundesregierung, einer Landesregierung oder
eines Viertels der Mitglieder des Bundestages (Artikel 93 Abs. 1 Nr. 2 des
Grundgesetzes),

6a. bei Meinungsverschiedenheiten, ob ein Gesetz den Voraussetzungen des
Artikels 72 Abs. 2 des Grundgesetzes entspricht, auf Antrag des Bundes-
rates, einer Landesregierung oder der Volksvertretung eines Landes (Arti-
kel 93 Abs. 1 Nr. 2a des Grundgesetzes),

6b. darüber, ob im Falle des Artikels 72 Abs. 4 die Erforderlichkeit für eine
bundesgesetzliche Regelung nach Artikel 72 Abs. 2 nicht mehr besteht
oder Bundesrecht in den Fällen des Artikels 125a Abs. 2 Satz 1 nicht mehr
erlassen werden könnte, auf Antrag des Bundesrates, einer Landesregierung
oder der Volksvertretung eines Landes (Artikel 93 Abs. 2 des Grundgeset-
zes),

1) Nr. 1.

9 BVerfGG §§ 12, 13 Gesetz über das Bundesverfassungsgericht
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7. bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten des Bundes
und der Länder, insbesondere bei der Ausführung von Bundesrecht durch
die Länder und bei der Ausübung der Bundesaufsicht (Artikel 93 Abs. 1
Nr. 3 und Artikel 84 Abs. 4 Satz 2 des Grundgesetzes),

8. in anderen öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten zwischen dem Bund und
den Ländern, zwischen verschiedenen Ländern oder innerhalb eines Lan-
des, soweit nicht ein anderer Rechtsweg gegeben ist (Artikel 93 Abs. 1
Nr. 4 des Grundgesetzes),

8a. über Verfassungsbeschwerden (Artikel 93 Abs. 1 Nr. 4a und 4b des Grund-
gesetzes),

9. über Richteranklagen gegen Bundesrichter und Landesrichter (Artikel 98
Abs. 2 und 5 des Grundgesetzes),

10. über Verfassungsstreitigkeiten innerhalb eines Landes, wenn diese Ent-
scheidung durch Landesgesetz dem Bundesverfassungsgericht zugewiesen
ist (Artikel 99 des Grundgesetzes),

11. über die Vereinbarkeit eines Bundesgesetzes oder eines Landesgesetzes mit
dem Grundgesetz oder die Vereinbarkeit eines Landesgesetzes oder sons-
tigen Landesrechts mit einem Bundesgesetz auf Antrag eines Gerichts
(Artikel 100 Abs. 1 des Grundgesetzes),

11a. über die Vereinbarkeit eines Beschlusses des Deutschen Bundestages zur
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses mit dem Grundgesetz auf Vor-
lage nach § 36 Abs. 2 des Untersuchungsausschussgesetzes1),

12. bei Zweifeln darüber, ob eine Regel des Völkerrechts Bestandteil des
Bundesrechts ist und ob sie unmittelbar Rechte und Pflichten für den
einzelnen erzeugt, auf Antrag des Gerichts (Artikel 100 Abs. 2 des Grund-
gesetzes),

13. wenn das Verfassungsgericht eines Landes bei der Auslegung des Grund-
gesetzes von einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts oder des
Verfassungsgerichts eines anderen Landes abweichen will, auf Antrag dieses
Verfassungsgerichts (Artikel 100 Abs. 3 des Grundgesetzes),

14. bei Meinungsverschiedenheiten über das Fortgelten von Recht als Bundes-
recht (Artikel 126 des Grundgesetzes),

15. in den ihm sonst durch Bundesgesetz zugewiesenen Fällen (Artikel 93
Abs. 3 des Grundgesetzes).

§ 14 [Zuständigkeit der Senate] (1) 1Der Erste Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts ist zuständig für Normenkontrollverfahren (§ 13 Nr. 6 und 11),
in denen überwiegend die Unvereinbarkeit einer Vorschrift mit Grundrechten
oder Rechten aus den Artikeln 33, 101, 103 und 104 des Grundgesetzes2)
geltend gemacht wird, sowie für Verfassungsbeschwerden mit Ausnahme der
Verfassungsbeschwerden nach § 91 und der Verfassungsbeschwerden aus dem
Bereich des Wahlrechts. 2Das Gleiche gilt, wenn eine Landesregierung zusam-
men mit einem Normenkontrollantrag (§ 13 Nr. 6) nach Satz 1 einen Antrag
nach § 13 Nr. 6a oder 6b stellt.

(2) Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts ist zuständig in den
Fällen des § 13 Nr. 1 bis 5, 6a bis 9, 11a, 12 und 14, ferner für Normen-

1) Nr. 12.
2) Nr. 1.

Gesetz über das Bundesverfassungsgericht § 14 BVerfGG 9
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kontrollverfahren und Verfassungsbeschwerden, die nicht dem Ersten Senat
zugewiesen sind.

(3) In den Fällen des § 13 Nr. 10 und 13 bestimmt sich die Zuständigkeit der
Senate nach der Regel der Absätze 1 und 2.

(4)1) 1Das Plenum des Bundesverfassungsgerichts kann mit Wirkung vom
Beginn des nächsten Geschäftsjahres die Zuständigkeit der Senate abweichend
von den Absätzen 1 bis 3 regeln, wenn dies infolge einer nicht nur vorüber-
gehenden Überlastung eines Senats unabweislich geworden ist. 2Die Regelung
gilt auch für anhängige Verfahren, bei denen noch keine mündliche Verhand-
lung oder Beratung der Entscheidung stattgefunden hat. 3Der Beschluß wird
im Bundesgesetzblatt bekanntgemacht.

(5) 1Wenn zweifelhaft ist, welcher Senat für ein Verfahren zuständig ist, so
entscheidet darüber ein Ausschuß, der aus dem Präsidenten, dem Vizepräsiden-
ten und vier Richtern besteht, von denen je zwei von jedem Senat für die
Dauer des Geschäftsjahres berufen werden. 2Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

§ 15 [Vorsitz und Beschlussfähigkeit] (1) 1Der Präsident des Bundesver-
fassungsgerichts und der Vizepräsident führen den Vorsitz in ihrem Senat. 2 Sie
werden von dem dienstältesten, bei gleichem Dienstalter von dem lebensältes-
ten anwesenden Richter des Senats vertreten.

(2) 1 Jeder Senat ist beschlußfähig, wenn mindestens sechs Richter anwesend
sind. 2 Ist ein Senat in einem Verfahren von besonderer Dringlichkeit nicht
beschlußfähig, ordnet der Vorsitzende ein Losverfahren an, durch das so lange
Richter des anderen Senats als Vertreter bestimmt werden, bis die Mindestzahl
erreicht ist. 3Die Vorsitzenden der Senate können nicht als Vertreter bestimmt
werden. 4Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

(3) 1Nach Beginn der Beratung einer Sache können weitere Richter nicht
hinzutreten. 2Wird der Senat beschlußunfähig, muß die Beratung nach seiner
Ergänzung neu begonnen werden.

(4) 1 Im Verfahren gemäß § 13 Nummer 1, 2, 2a, 4 und 9 bedarf es zu einer
dem Antragsgegner nachteiligen Entscheidung in jedem Fall einer Mehrheit
von zwei Dritteln der Mitglieder des Senats. 2 Im übrigen entscheidet die
Mehrheit der an der Entscheidung mitwirkenden Mitglieder des Senats, soweit
nicht das Gesetz etwas anderes bestimmt. 3Bei Stimmengleichheit kann ein
Verstoß gegen das Grundgesetz2) oder sonstiges Bundesrecht nicht festgestellt
werden.

§ 15a [Berufung von Kammern; Verteilung der Verfassungsbeschwer-
den] (1) 1Die Senate berufen für die Dauer eines Geschäftsjahres mehrere
Kammern. 2 Jede Kammer besteht aus drei Richtern. 3Die Zusammensetzung
einer Kammer soll nicht länger als drei Jahre unverändert bleiben.

(2) Der Senat beschließt vor Beginn eines Geschäftsjahres für dessen Dauer
die Verteilung der Anträge nach § 80 und der Verfassungsbeschwerden nach
den §§ 90 und 91 auf die Berichterstatter, die Zahl und Zusammensetzung der
Kammern sowie die Vertretung ihrer Mitglieder.

1) Siehe hierzu ua den Beschl. des Plenums des BVerfG v. 24.11.2015 (BGBl. 2016 I S. 118), zuletzt
geänd. durch Beschl. v. 21.12.2022 (BGBl. 2023 I Nr. 14).

2) Nr. 1.

9 BVerfGG §§ 15, 15a Gesetz über das Bundesverfassungsgericht
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§ 16 [Plenarentscheidungen] (1) Will ein Senat in einer Rechtsfrage von
der in einer Entscheidung des anderen Senats enthaltenen Rechtsauffassung
abweichen, so entscheidet darüber das Plenum des Bundesverfassungsgerichts.

(2) Es ist beschlußfähig, wenn von jedem Senat zwei Drittel seiner Richter
anwesend sind.

II. Teil. Verfassungsgerichtliches Verfahren

Erster Abschnitt. Allgemeine Verfahrensvorschriften
§ 17 [Anwendung von Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes]

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, sind hinsichtlich der
Öffentlichkeit, der Sitzungspolizei, der Gerichtssprache, der Beratung und
Abstimmung die Vorschriften der Titel 14 bis 16 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes entsprechend anzuwenden.

§ 17a [Zulässigkeit von Ton- und Fernseh-Rundfunkaufnahmen]
(1) 1Die Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht einschließlich der

Verkündung von Entscheidungen ist öffentlich. 2Ton- und Fernseh-Rundfunk-
aufnahmen sowie Ton- und Filmaufnahmen zum Zwecke der öffentlichen
Vorführung oder der Veröffentlichung ihres Inhalts sind nur zulässig
1. in der mündlichen Verhandlung, bis das Gericht die Anwesenheit der Betei-

ligten festgestellt hat,
2. bei der öffentlichen Verkündung von Entscheidungen.
3Die Tonübertragung in einen Arbeitsraum für Personen, die für Presse, Hör-
funk, Fernsehen oder für andere Medien berichten, kann durch Anordnung
des oder der Vorsitzenden zugelassen werden.

(2) Zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der Beteiligten oder Dritter
sowie eines ordnungsgemäßen Ablaufs des Verfahrens kann der oder die Vor-
sitzende die Aufnahmen nach Absatz 1 Satz 2 oder deren Übertragung sowie
die Übertragung nach Absatz 1 Satz 3 ganz oder teilweise untersagen oder von
der Einhaltung von Auflagen abhängig machen.

(3) 1Tonaufnahmen der Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht ein-
schließlich der Verkündung von Entscheidungen können zu wissenschaftlichen
und historischen Zwecken durch Senatsbeschluss zugelassen werden, wenn es
sich um ein Verfahren von herausragender zeitgeschichtlicher Bedeutung für
die Bundesrepublik Deutschland handelt. 2Zur Wahrung schutzwürdiger Inte-
ressen der Beteiligten oder Dritter oder zur Wahrung eines ordnungsgemäßen
Ablaufs des Verfahrens können die Aufnahmen durch den Vorsitzenden oder
die Vorsitzende teilweise untersagt werden. 3Die Aufnahmen sind nicht zu den
Akten zu nehmen und dürfen weder herausgegeben noch für Zwecke des
aufgenommenen oder eines anderen Verfahrens genutzt oder verwertet wer-
den. 4Die Aufnahmen sind vom Gericht nach Abschluss des Verfahrens dem
Bundesarchiv zur Übernahme anzubieten, das nach dem Bundesarchivgesetz
festzustellen hat, ob den Aufnahmen ein bleibender Wert zukommt. 5Nimmt
das Bundesarchiv die Aufnahmen nicht an, sind die Aufnahmen durch das
Gericht zu löschen. 6 § 25a Satz 2 bleibt unberührt.

(4) Gegen die Anordnungen des oder der Vorsitzenden kann der Senat
angerufen werden.

Gesetz über das Bundesverfassungsgericht §§ 16–17a BVerfGG 9
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§ 18 [Ausschließung eines Richters] (1) Ein Richter des Bundesverfas-
sungsgerichts ist von der Ausübung seines Richteramtes ausgeschlossen, wenn
er
1. an der Sache beteiligt oder mit einem Beteiligten verheiratet ist oder war,

eine Lebenspartnerschaft führt oder führte, in gerader Linie verwandt oder
verschwägert oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder bis
zum zweiten Grade verschwägert ist oder

2. in derselben Sache bereits von Amts oder Berufs wegen tätig gewesen ist.
(2) Beteiligt ist nicht, wer auf Grund seines Familienstandes, seines Berufs,

seiner Abstammung, seiner Zugehörigkeit zu einer politischen Partei oder aus
einem ähnlich allgemeinen Gesichtspunkt am Ausgang des Verfahrens interes-
siert ist.

(3) Als Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 gilt nicht
1. die Mitwirkung im Gesetzgebungsverfahren,
2. die Äußerung einer wissenschaftlichen Meinung zu einer Rechtsfrage, die

für das Verfahren bedeutsam sein kann.

§ 19 [Ablehnung eines Richters wegen Besorgnis der Befangenheit;
Bestimmung eines Vertreters] (1) Wird ein Richter des Bundesverfassungs-
gerichts wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt, so entscheidet das Ge-
richt unter Ausschluß des Abgelehnten; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
des Vorsitzenden den Ausschlag.

(2) 1Die Ablehnung ist zu begründen. 2Der Abgelehnte hat sich dazu zu
äußern. 3Die Ablehnung ist unbeachtlich, wenn sie nicht spätestens zu Beginn
der mündlichen Verhandlung erklärt wird.

(3) Erklärt sich ein Richter, der nicht abgelehnt ist, selbst für befangen, so
gilt Absatz 1 entsprechend.

(4) 1Hat das Bundesverfassungsgericht die Ablehnung oder Selbstablehnung
eines Richters für begründet erklärt, wird durch Los ein Richter des anderen
Senats als Vertreter bestimmt. 2Die Vorsitzenden der Senate können nicht als
Vertreter bestimmt werden. 3Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 20 [Akteneinsicht] Die Beteiligten haben das Recht der Akteneinsicht.

§ 21 [Wahrung von Terminen durch Beauftragte von Personengrup-
pen] Wenn das Verfahren von einer Personengruppe oder gegen eine Per-
sonengruppe beantragt wird, kann das Bundesverfassungsgericht anordnen, daß
sie ihre Rechte, insbesondere das Recht auf Anwesenheit im Termin, durch
einen oder mehrere Beauftragte wahrnehmen läßt.

§ 22 [Prozessvertretung] (1) 1Die Beteiligten können sich in jeder Lage
des Verfahrens durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum
Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen; in der mündlichen
Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht müssen sie sich in dieser Weise
vertreten lassen. 2Gesetzgebende Körperschaften und Teile von ihnen, die in
der Verfassung oder in der Geschäftsordnung mit eigenen Rechten ausgestattet

9 BVerfGG §§ 18–22 Gesetz über das Bundesverfassungsgericht


